FRL Naturschutz

Richtlinie
des Sachsischen Staatsministeriums
fur Umwelt und Landesentwicklung

fir die Forderung von MaBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
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im Freistaat Sachsen
Vom 26. Juni 1997

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Der Freistaat Sachsen gewahrt nach §§ 23 und 44 der Vorlaufigen Haushaltsordnung des Freistaates
Sachsen (Vorlaufige Sachsische Haushaltsordnung — S&HO) vom 19. Dezember 1990 (SachsGVBI. S. 21)
und den Vorlaufigen Verwaltungsvorschriften zu § 44 Sachsische Haushaltsordnung ( Vorl. VV zu § 44
S&HO) vom 13. Mai 1992 in der jeweils giiltigen Fassung sowie nach MaBgabe dieser Richtlinie
Zuwendungen fir MaBnahmen in den Bereichen:

Biotop- und Landschaftspflege,

Artenschutz,

Biotopsicherung, -entwicklung und -gestaltung sowie Biotopverbund,

projektoezogener Grunderwerb, investive MaBnahmen und Offentlichkeitsarbeit.

Insbesondere sollen Vorhaben geférdert werden, die

e der Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung von Lebensrdumen und Lebensstatten der Tier-
und Pflanzenwelt unter besonderer Beriicksichtigung gefdhrdeter und vom Aussterben bedrohter
Arten sowie

e der Sicherung der Landschaft und ihrer Vielfalt und ihrem Erholungswert dienen

und die ohne Zuwendung nicht oder nichtin notwendigem Umfang realisiert werden kénnen.
Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung einer Férderung besteht nicht.

Uber die Gewahrung von Zuwendungen entscheidet die Bewilligungsbehérde aufgrund ihres
pflichtgemaBen Ermessens im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel.

Das Sachsische Staatsministerium fir Umwelt und Landesentwicklung (SMU) behélt sich vor, im Rahmen
der grundsatzlich férderfahigen MaBnahmen bestimmte Prioritdten hinsichtlich der Dringlichkeit und
Notwendigkeit bestimmter EinzelmaBnahmen festzulegen.

Gegenstand der Férderung

MaBnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden vorrangig geférdert

e im Nationalpark S&chsische Schweiz,
e im Biospharenreservat Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft,

e inbestehenden und einstweilig sichergestellten Naturschutzgebieten und Flachennaturdenkmalen
sowie deren Randzonen,

in nach § 26 des S&chsischen Naturschutzgesetzes geschiitzten Biotopen sowie deren Randzonen,
in geschitzten Landschaftsbestandteilen sowie deren Randzonen,

in Lebensrdumen und -statten gefahrdeter Arten,

beim Aufbau von Biotopverbundsystemen,

bei der Umsetzung von Artenschutzprogrammen,

in Vorranggebieten Naturschutz des Regionalplanes. AuBerhalb von Schutzgebieten ist die
Férderung von MaBnahmen auf landwirtschaftlich genutzten Flachen nurim Benehmen mit den
zustédndigen Landwirtschaftsbehérden zulassig.

Biotop- und Landschaftspflege
Forderfahig sind insbesondere MaBnahmen, die

a) zur Erhaltung und Sicherung von Lebensraumen der freilebenden Tier- und Pflanzenarten
beitragen oder

b) der Erhaltung von Einzelobjekten dienen, soweit es sich um Naturdenkmale handelt.

Biotopgestaltung/Biotopverbund
Forderfahig sind insbesondere MaBnahmen zur

a) Verbesserung oder Wiederherstellung bestehender landschaftstypischer Biotope,
b) Entwicklung oder Sicherung eines Biotopverbundes,

c) Neuanlage landschaftstypischer Biotope.

Artenschutz

Férderfahig sind insbesondere alle MaBnahmen im Rahmen der Umsetzung landesweiter
Artenschutzprogramme und regionaler Artenschutzprojekte sowie zur Erhaltung und Sicherung oder
Wiederherstellung von Lebensstatten/Bestanden geféhrdeter Tier- und Pflanzenarten.

Grunderwerb, investive MaBnahmen und Offentlichkeitsarbeit

Férderfahig sind insbesondere GrunderwerbsmaBnahmen, investive MaBnahmen und die
offentlichkeitswirksame Begleitung von Projekten, soweit sie zur Realisierung der Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege bei den Vorhaben nach Nummer 2.1 bis 2.4 notwendig sind.

Forderfahig ist auBerdem die Vorbereitung, Koordination, Organisation und Betreuung von MaBnahmen
der Landschaftspflege, der Biotopgestaltung und des Artenschutzes. Dafiir kbnnen bis zu 15 vom Hundert
der zuwendungsfahigen Ausgaben abgerechnet werden, wenn dadurch der Aufwand der Bewilligungs-
und Fachbehdrden in erheblichem MaBe gesenkt werden kann.

Zuwendungsempféanger
Antragsberechtigt sind

e kommunale Trager (Stadt- und Landkreise, Gemeinden und Zweckverbande),
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e Verbande und Vereine,
e private Grundstlickseigentlimer oder -besitzer,
e Naturschutzstationen.

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forderung ist beschrénkt auf Vorhaben innerhalb des Freistaates Sachsen und grenziiberschreitende
Projekte.

Die Verwendung der Férdermittel hat nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu erfolgen.
Insbesondere sind die Bestimmungen der VOB und VOL (ber die Vergabe 6ffentlicher Auftrage
anzuwenden.

Vorhaben nach Nummer 2.2 sowie 2.3 werden vorbehaltlich der sonstigen Voraussetzungen nur
geférdert, wenn sie auf das durch eine Behandlungsrichtlinie beziehungsweise einen Pflege- und
Entwicklungsplan definierte oder durch die zustandige Naturschutzfachbehérde bestimmte Schutzziel
gerichtet sind. Vorhaben nach Nummer 2.4 und 2.5 werden vorbehaltlich der sonstigen Voraussetzungen
nur geférdert, wenn das Forderziel durch die zustdndigen Naturschutzfachbehérden geprift und fiir
forderwiirdig erachtet wurde.

Zuwendungen werden grundsatzlich nur gewéhrt, wenn mit dem Vorhaben noch nicht begonnen worden
ist. Als begonnen gelten auch Vorhaben, wenn hinsichtlich der Ausfiihrung Vertrdge abgeschlossen
worden sind, die kein Ricktrittsrecht fiir den Fall der Nichtgewahrung von Zuwendungen enthalten.

Die Empfanger von Férdermitteln des Landes sind nach §§ 1 und 7 Erstes Gesetz zur Abfallwirtschaft und
zum Bodenschutz im Freistaat Sachsen (EGAB) vom 12. August 1991 (S&chsGVBI. S. 301), geandert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261), durch die Bewilligungsbehdérde zur
vorbildhaften Einhaltung der abfallwirtschaftlichen Ziele des Bodenschutzes zu verpflichten.

Art, Umfang und Hohe der Zuwendung

Zuwendungen werden in der Regel als Anteilfinanzierung im Rahmen einer Projektférderung gewéahrt. In
Fallen, in denen das aus sachlichen Griinden nicht angebracht ist, kann eine Festbetragsfinanzierung
gewahrt werden.

Eine Foérderung istin der Regel nur bei angemessener Eigenbeteiligung des Zuwendungsempfangers
moglich (Ausnahmen hiervon nur bei besonderem Landesinteresse gemaB Nummer 5.7).

Zuwendungen werden in der Regel als nicht riickzahlbare Zuschisse gewahrt.

Ausgaben sind zuwendungsfahig, wenn sie zur Durchfiihrung des Vorhabens notwendig und
angemessen sind. Es diirfen nur die durch das Vorhaben verursachten und nachzuweisenden Ausgaben
berechnet werden, die im Bewilligungszeitraum entstanden sind. Insbesondere zahlen zu den
zuwendungsfalligen Ausgaben die Ausgaben fir Material, Personal und Fremdleistungen.

Fur die Ermittlung und Abrechnung der zuwendungsfahigen Ausgaben kénnen auch die Pflegesatze
gemanB Anlage 1 herangezogen werden, sofern diese nicht durch Einzelabrechnungen nachgewiesen
werden. Unbare Eigenleistungen wie eigene Arbeitsleistung und Stellung von Gerat, Material oder
Grundstlicken sind einzeln und detailliert .nachzuweisen.

Bei investiven Vorhaben sind Ausgaben flr Architekten- und Ingenieurleistungen fiir die Planung nach
HOAI héchstens bis zu 10 vom Hundert der Ausgaben nach Nummer 5.3 zuwendungsféhig.

Die Zuwendung wird nach MaBgabe der verfligbaren Haushaltsmittel und der Finanzkraft des
Vorhabenstragers festgelegt. Sie betragtim Regelfall bei MaBnahmen der Biotopgestaltung bis zu

70 vom Hundert, bei Projekten von Verbanden, Vereinen und Naturschutzstationen sowie Privatpersonen
bis zu 80 vom Hundert der zuwendungsfahigen Ausgaben. Bei MaBnahmen der Landschaftspflege und
des Artenschutzes betragt die Zuwendung im Regelfall bis zu 80 vom Hundert, bei Projekten von
Verb&nden, Vereinen und Naturschutzstationen sowie Privatpersonen bis zu 90 vom Hundert der
zuwendungsfahigen Ausgaben.

In besonderen Ausnahmeféllen kann mit Zustimmung des SMU die Férderung nach Nummer 5.6 um bis
zu 10 vom Hundert auf maximal 90 vom Hundert, bei Artenschutzprojekten von Privatpersonen und
Verbanden/Vereinen auf bis zu 100 vom Hundert erhdht werden, soweit dies aufgrund des besonderen
Landesinteresses an der Durchflihrung der MaBnahme geboten ist. Besondere Ausnahmefalle nach
Nummer 5.3.3 sind in der Regel gegeben bei

e von Privatpersonen durchgefiihrten Artenschutzprojekten,
MaBnahmen im Nationalpark, Biosphérenreservat Zone | und 2 und Naturschutzgebieten,
Landesschwerpunktprojekten,

vom SMU und Landesamt fir Umwelt und Geologie bestatigten landesweiten oder regionalen Arten-
und Biotopschutzprogrammen.

In diesen Fallen entscheidet die Bewilligungsbehdrde eigenverantwortlich Uber die Festsetzung des
Fordersatzes.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Pflege- und Gestaltungsabschnitte, die in sich abgeschlossen sind, kénnen wie eine selbstandige
MaBnahme geférdert werden, wenn die Finanzierung fir die GesamtmaBnahme gesichert ist.

Eine Bewilligung von Férdermitteln zur Finanzierung von Vorhaben ohne gesicherte Gesamtfinanzierung
ist unzuldssig.

Mit der Durchfiihrung von Vorhaben kénnen vom Zuwendungsempfanger Dritte, insbesondere land- und
forstwirtschaftliche Betriebe sowie Betriebe des Garten- und Landschaftsbaues, beauftragt werden.
Verfahren

Antrége zur Gewéhrung von Zuwendungen nach Nummer 2.2 dieser Richtlinie sind bis spatestens

30. April des Jahres, alle Gibrigen bis 30. Juni des Jahres in zweifacher Ausfertigung nach Anlage 2 zu
beantragen.

Antragstelle ist die untere Naturschutzbehérde beziehungsweise, soweit Kreisfreie Stadte und Landkreise
Vorhabenstrager sind, das Regierungsprésidium. Die untere Naturschutzbehdrde leitet den Antrag mit
einem Sichtvermerk an das Regierungsprésidium weiter. Das Regierungsprésidium holt eine
Stellungnahme des Staatlichen Umweltfachamtes ein.
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Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufligen:

e Antragsformblatt gemaB Anlage 2,
e eine Beschreibung mit Angaben zur Notwendigkeit und ZweckméBigkeit des Vorhabens,

e eine detaillierte Ermittlung der voraussichtlichen Ausgaben einschlieBlich
Kostenvoranschlag/Kostenangebote,

e die Angabe des Durchflihrungszeitraumes (Zeitplan),

e ein Nachweis zur Gesamtfinanzierung (Darstellung der finanziellen und materiellen
Eigenleistungen),

e erforderliche Genehmigungen und Erlaubnisse (zum Beispiel wasserrechtliche Genehmigung). Bei
Fremdgrundstlicken sollte auch die Zustimmung des/der Eigentiimer eingeholt werden. Sollte dies
bei LandschaftspflegemaBnahmen im Einzelfall nicht méglich sein, ist nachzuweisen, dass der
Eigentlimer rechtzeitig iber die Durchfihrung der PflegemaBnahmen in Kenntnis gesetzt wurde.

Das Séachsische Staatsministerium fiir Umwelt und Landesentwicklung entscheidet jahrlich tiber die
Férderschwerpunkte nach MaBgabe dieser Richtlinie.

Bewilligungsbehdérde fiir Zuwendungen bei Vorhaben aus dem Bereich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege istin der Regel das zustandige Regierungsprasidium, in begriindeten Ausnahmefallen
(zum Beispiel Projekte von landesweiter Bedeutung) das Sachsische Staatsministerium fir Umwelt und
Landesentwicklung.

Die Gewéahrung einer Zuwendung erfolgt durch schriftlichen Bescheid an den Antragsteller. Antragsteller,
deren Forderantrag nicht entsprochen werden kann, erhalten einen schriftichen Ablehnungsbescheid
unter Angabe der wichtigsten Griinde. Mehrfertigungen des Zuwendungsbescheides erhalten das
Staatliche Umweltfachamt sowie die untere Naturschutzbehérde.

Mittel aus Zuwendungen werden auf Anforderung des Zuwendungsempféngers von der
Bewilligungsstelle ausgezahlt und diirfen nur fiir die im Zuwendungsbescheid genannte MaBnahme
verwendet werden.

Die Anforderungsvoraussetzungen flir die Auszahlung der Zuwendung ergeben sich aus den
Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P) beziehungsweise
den Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projekifdrderung an Kommunale
Kérperschaften (ANBest-K).

Die Bewilligungsstelle behalt sich vor, im Einzelfall fiir die Projektbegleitung die zustandige
Naturschutzfachbehdrde gemanB § 40 Abs. 3 des Sachsischen Gesetzes Uber Naturschutz und
Landschaftspflege (Sachsisches Naturschutzgesetz — SdchsNatSchG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. Oktober 1994 (SachsGVBI. S. 1601, ber. 1995 S. 106), oder Dritte einzusetzen.

Uber die Verwendung der Zuwendung ist vom Zuwendungsempfanger ein Nachweis nach Nummer 6 der
All» gemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung beziehungsweise nach
Nummer 6 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung an Kommunale
Kérperschaften zu erstellen.

Der Verwendungsnachweis ist bei der Antragstelle einzureichen und durch diese mit einem Sichtvermerk
an die Bewilligungsstelle weiterzuleiten.

SchluBbestimmungen/inkrafttreten

In Fallen, die durch diese Richtlinie nicht erfaBt werden, kann eine Einzelfallregelung im Einvernehmen
mit dem Sachsischen Staatsministerium der Finanzen getroffen werden.
Diese Richtlinie trittam 1. Januar 1997 in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 2001.

Dresden, den 26. Juni 1997

Der Staatsminister fir Umwelt und Landesentwicklung
Arnold Vaatz

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.01.1997

Seite 3von 3


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=3932&jabs=p44anl2
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=3932&jabs=p44anl3a
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=120

	Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums  für Umwelt und Landesentwicklung  für die Förderung von Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Freistaat Sachsen

